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Gesellschaft & Kultur 4 Quellen · 2 Sprachen

Antisemitismus und Terror gegen Israel weltweit

Die unter diesem Thema zusammengefassten Artikel nähern sich dem

Themenkomplex Israel, Antisemitismus und Terror aus sehr unterschiedlichen

Richtungen. In einem Meinungsbeitrag für die Los Angeles Times argumentiert

Jonah Goldberg, die amerikanischen Medien, besonders die Nachrichtensender,

widmeten Israel eine unverhältnismäßig große Aufmerksamkeit im Vergleich zu

Iran, Russland, der Ukraine und China, was er als Ausdruck antiisraelischer

Voreingenommenheit und unbegründeter Völkermordvorwürfe deutet, während

schwerere Vergehen Chinas ignoriert würden. Die Washington Post berichtet

dagegen in einer Nachrichtenmeldung von Lior Soroka über einen politischen

Schlagabtausch zwischen Netanjahu und dem New Yorker Bürgermeister Mamdani

wegen eines Haftbefehls des Internationalen Strafgerichtshofs, wobei Netanjahus

Vorwurf, Mamdani unterstütze faktisch die Hamas, neben Mamdanis Dementi steht

- ein Beitrag, der eher in der amerikanischen Innenpolitik verortet ist als in einer

direkten Auseinandersetzung mit Antisemitismus. Die Welt wählt in einem von

Nicholas Potter geführten Interview einen deutlich persönlicheren und moralischen

Zugang: Der Vater des ermordeten israelischen Botschaftsmitarbeiters Yaron

Lischinsky betont, Antisemitismus sei kein rein jüdisches, sondern ein

gesellschaftliches Problem, das weltweit ernst genommen werden müsse, und

fordert zugleich die Todesstrafe für den Mörder seines Sohnes. Der Beitrag des

Guardian, verfasst von Nadia Khomami, berührt Antisemitismus oder Terror gegen

Israel kaum unmittelbar, sondern behandelt einen Streit aus der Musikbranche, in

dem Charlotte Church Ed Sheeran vorwirft, kommerzielle Interessen über eine

moralische Haltung zu Gaza gestellt zu haben - eine Einordnung, die Israel-

bezogene Kontroversen in einen kulturindustriellen Kontext rückt, der weit von der

sicherheitspolitischen oder antisemitismuskritischen Dimension der anderen

Beiträge entfernt ist. Insgesamt reicht die Berichterstattung damit von
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ideologischer Medienkritik über amerikanische Innenpolitik bis hin zu

unmittelbarem persönlichem Zeugnis realer antisemitischer Gewalt.

Quellen: Die Welt, The Guardian, Los Angeles Times, The Washington Post

Energie & Umwelt 4 Quellen · 2 Sprachen

Meerengen-Blockaden und globale Energiekrise

Die Berichterstattung über Blockaden strategischer Meerengen und ihre Folgen für

die Energieversorgung fällt in Ton und Fokus deutlich unterschiedlich aus. Die Welt

nimmt die weiteste geopolitische Perspektive ein und warnt, dass die Huthi-

Bedrohung am Bab al-Mandab, zusätzlich zu den Spannungen um die Straße von

Hormus, eine neue globale Energiekrise auslösen könnte, wobei besonders Chinas

Marktmacht als Ölkäufer und Akteur bei erneuerbaren Energien hervorgehoben

wird. Die Süddeutsche Zeitung liefert dagegen einen sachlichen, nahezu neutralen

Bericht über die Wiederinbetriebnahme der saudischen Ost-West-Pipeline nach

Huthi-Drohnenangriffen und dient eher als Lagebericht denn als Einordnung der

größeren Zusammenhänge. The Guardian rückt die unmittelbaren Folgen für

Verbraucher in Großbritannien in den Mittelpunkt und argumentiert, dass

ukrainische Angriffe auf russische Raffinerien zusammen mit dem Konflikt zwischen

Israel, Iran und den USA rund ein Fünftel des weltweiten Dieselangebots vernichtet

hätten - eine Belastung, die vor allem private Haushalte und kleine Unternehmen

träfe, während Ölkonzerne hohe Gewinne einführen. The Washington Post schlägt

den optimistischsten Ton an und stellt den amerikanischen Erdgasüberfluss, den

sie auf Fracking-Innovation und freie Märkte statt auf staatliche Eingriffe

zurückführt, als Schutzschild dar, das die US-Preise niedrig hält, während

            Quellenangaben (4)

Die Welt, 23.9.2026, S. 6

The Guardian, 23.9.2026, S. 9

Los Angeles Times, 23.9.2026, S. 14

The Washington Post, 23.9.2026, S. 10
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Verbraucher anderswo die Kosten der Kriege in der Ukraine und im Nahen Osten

tragen müssen. So entsteht ein Spektrum von deutscher geopolitischer

Alarmstimmung und trockener Infrastrukturmeldung bis zu britischer

Verbraucherkritik und amerikanischer Selbstzufriedenheit.

Quellen: Die Welt, The Guardian, Süddeutsche Zeitung, The Washington Post

Sicherheit & Konflikte 4 Quellen · 2 Sprachen

Russland-Ukraine-Krieg: Diplomatie, Wirtschaftskrieg
und Kampfgeschehen

Die Berichterstattung über den Krieg zerfällt in sehr unterschiedliche Register. Die

Welt liefert die breiteste Abdeckung mit drei Blickwinkeln: diplomatisches Ringen

zwischen Selenskyj, Macron und Trump um eine mögliche Waffenruhe bei Angriffen

auf Energieinfrastruktur und ein Moratorium im Schwarzen Meer, die Warnung des

finnischen Präsidenten Stubb, Europa dürfe sich von russischen Hybridangriffen

nicht in Panik versetzen lassen, da dies Moskaus Ziel diene, sowie eine Analyse, die

Russlands Seeblockade und Angriffe auf ukrainische Häfen als gezielte Strategie zur

Zerstörung der exportabhängigen Wirtschaft der Ukraine deutet und die

ökonomische Widerstandsfähigkeit als ebenso entscheidend wie die Front einstuft.

Die Süddeutsche Zeitung schlägt einen ganz anderen, menschlich geprägten Ton

an: Eine Reportage begleitet eine ukrainische Spezialeinheit bei der Rettung

verwundeter Kameraden hinter feindlichen Linien, stellt deren Opferbereitschaft

der berichteten russischen Praxis gegenüber, eigene Verwundete zurückzulassen,

und äußert Skepsis an einem baldigen Kriegsende. The Guardian rückt hingegen

Personen und politische Nebenschauplätze in den Mittelpunkt: Ein Beitrag stellt

            Quellenangaben (4)

Die Welt, 23.9.2026, S. 3

The Guardian, 23.9.2026, S. 35

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 16

The Washington Post, 23.9.2026, S. 16
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eine neue Biografie vor, die Putin als amoralischen Diktator zeichnet, für den der

Krieg nur Mittel zum Machterhalt sei, während ein anderer die Forderung eines

republikanischen Senators nach einer Untersuchung der finanziellen Verbindungen

zwischen einem Putin-nahen Oligarchen und Donald Trump Jr. beleuchtet und den

Krieg damit in die US-Innenpolitik hineinzieht. Die Washington Post steuert eine

kritische, institutionelle Perspektive bei und hinterfragt die Entscheidung der

Europäischen Union, Sanktionen gegen zwei russische Oligarchen aufzuheben - ein

Zugeständnis, das mit Frankreichs Geiselverhandlungen und den lettischen Wahlen

verknüpft sei und einen gefährlichen Präzedenzfall für die Einheit der westlichen

Sanktionspolitik schaffe. Zusammengenommen zeichnen die Quellen das Bild eines

Krieges, der gleichzeitig auf dem Schlachtfeld, auf See, in der Wirtschaftspolitik und

in diplomatischen wie politischen Hinterzimmern ausgetragen wird - wobei jede

Zeitung einen anderen Ausschnitt dieses Gesamtbildes beleuchtet.

Quellen: Die Welt, The Guardian, Süddeutsche Zeitung, The Washington Post

Handel & Wirtschaft 4 Quellen · 2 Sprachen

USA und China: Handel, Technologie und Diplomatie

Die Berichterstattung über die amerikanisch-chinesischen Beziehungen zerfällt in

mehrere klar unterscheidbare Perspektiven. Die Süddeutsche Zeitung liefert eine

strukturell-ökonomische Analyse: Ein Beitrag zeigt, wie Chinas Wandel vom

Sojaexporteur zum -importeur zu einem Machthebel gegenüber Washington wurde,

            Quellenangaben (7)

Die Welt, 23.9.2026, S. 1 — „Am Tisch in New York“

Die Welt, 23.9.2026, S. 5 — „Stubb warnt vor Panikmache“

Die Welt, 23.9.2026, S. 6 — „Russland will den Außenhandel der Ukraine…“

The Guardian, 23.9.2026, S. 29 — „‘Limitless cruelty’: journalists forced to flee…“

The Guardian, 23.9.2026, S. 29 — „Senator demands investigation into Trump Jr's…“

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 6

The Washington Post, 23.9.2026, S. 12
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ein zweiter argumentiert, dass Trumps überschwängliches öffentliches Lob für Xi

Jinping beim Gipfeltreffen reale Konflikte über Handel, Technologie und Taiwan

verschleiere und damit die amerikanische Unterstützung für die Insel untergraben

könnte. Die Washington Post kommt zu einer ähnlichen Einschätzung, jedoch in

nüchternerem, analytischerem Ton: Sie deutet den Gipfel vor allem als politisches

Inszenierungsmanöver, bei dem es beiden Staatschefs primär um innenpolitische

Bestätigung und Statusgewinn ging, nicht um eine echte Einigung in Handels-,

Taiwan- oder Technologiefragen. Die Los Angeles Times schlägt demgegenüber

einen zuversichtlicheren, pragmatischeren Ton an und argumentiert, gerade das

gegenseitige Misstrauen und die persönliche Machtfülle von Trump und Xi

verschafften den beiden die einzigartige Autorität, um zumindest ein bescheidenes

Abkommen - etwa eine Krisenhotline für Fragen der künstlichen Intelligenz -

durchzusetzen. USA Today wiederum verlagert den Fokus vollständig auf die

amerikanische Innenpolitik: Zwei Beiträge geben der Gewerkschaft UAW und

Abgeordneten eine Stimme, die geplante Fabriken und Fahrzeugimporte

chinesischer Autohersteller in den USA nicht diplomatisch differenziert, sondern

klar als nationale Sicherheitsbedrohung und als Beleg politischer Doppelmoral

gegenüber Peking brandmarken.

Quellen: Los Angeles Times, Süddeutsche Zeitung, USA Today, The Washington Post

Diplomatie & internationale Beziehungen 4 Quellen · 1 Sprache

            Quellenangaben (6)

Los Angeles Times, 23.9.2026, S. 15

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 7 — „Kleine Bohne, große Mächte“

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 7 — „Trump empfängt Xi Jinping, den bewunderten…“

USA Today, 23.9.2026, S. 9 — „UAW chief opposes China's U.S. auto…“

USA Today, 23.9.2026, S. 10 — „China“

The Washington Post, 23.9.2026, S. 12
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Trump vor der UN: Iran-Drohungen und Diplomatie

Alle Quellen berichten über Trumps Rede vor der UN-Generalversammlung, in der

er drohte, den Iran zu "vernichten", sollte dieser sich nicht auf ein Atomabkommen

einlassen - die Einordnung fällt jedoch sehr unterschiedlich aus. The Guardian stellt

vor allem die Ungeheuerlichkeit der Rhetorik selbst in den Vordergrund und

veröffentlicht einen eigenen Kommentar, der die Vernichtungsdrohung gegen ein

UN-Mitgliedsland von diesem Podium aus als "selbst für Trump erstaunlich"

bezeichnet und sie mit den schärfsten Momenten des Kalten Krieges vergleicht;

zugleich berichtet die Zeitung gesondert über iranische Signale, die Straße von

Hormuz wieder öffnen und Gespräche aufnehmen zu wollen, was Diplomaten

angesichts tiefer Gräben in Teheran jedoch skeptisch beurteilen. Los Angeles Times,

USA Today und The Washington Post berichten über die Rede in ähnlich

nachrichtlich-analytischem Ton, doch USA Today weitet den Rahmen auf Trumps

generelles Machtstreben in der westlichen Hemisphäre - Venezuela, Kuba und

Mexiko - aus und ordnet die Iran-Drohung in dieses Muster einseitiger

Machtdemonstration ein, während sie zugleich Irans bedingtes Hormuz-Angebot als

zerbrechlichen Ansatz zur Deeskalation schildert. The Washington Post sticht

hervor, weil sie innenpolitische Risse offenlegt - republikanische Kandidaten im

Vorwahlkampf distanzieren sich wegen der Unpopularität des Krieges und

steigender Spritpreise von Trump - und einen Meinungsbeitrag veröffentlicht, der

argumentiert, nicht Ideologie, sondern Zwang und angeworbene Schlägertrupps

hielten das iranische Regime am Leben, und der schärfere US-Sanktionen sowie

militärischen Druck fordert. The Guardian verknüpft die drohende Eskalation

zusätzlich mit einer Kritik am Anti-Intellektualismus der Trump-Regierung, die sich

in der Aufwertung von Prominenten-Influencern gegenüber ernsthafter Expertise

zeige.

Quellen: The Guardian, Los Angeles Times, USA Today, The Washington Post
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Innenpolitik 3 Quellen · 2 Sprachen

Deutsche Innenpolitik: AfD, Koalitionsstreit und
Geschichtsbewusstsein

Die Welt widmet dem Thema den größten Raum und zeigt dabei mehrere

unterschiedliche Stimmen: Eine satirische Kolumne verspottet die mediale

Fixierung auf die AfD und schlägt statt eines Verbots absurde "Ablenkungsmanöver"

vor; ein schärferer Kommentar wirft der deutschen, insbesondere der Berliner

politischen Kultur - vor allem links der Mitte - vor, jegliches Geschichtsbewusstsein

verloren zu haben und Nationalsozialismus wie SED-Kommunismus zu moralischen

Schlagworten statt zu Gegenständen ernsthafter politischer Auseinandersetzung zu

verkürzen; ein dritter Beitrag kritisiert die SPD-Führung dafür, gemeinsam

vereinbarte Rentenreformen aus Angst nach Wahlniederlagen aufzukündigen, was

die Koalition destabilisiere und eher Vertrauen zerstöre als Wähler zurückgewinne.

Die Süddeutsche Zeitung richtet den Blick stärker auf die Wählerschaft selbst: Ein

Meinungsbeitrag argumentiert, dass auch Bürger, die AfD wählen, ohne sich mit

anderen Positionen auseinanderzusetzen, Verantwortung tragen - nicht nur die

Amtsinhaber -, während ein weiterer Beitrag die wachsende geschlechtsspezifische

            Quellenangaben (12)

The Guardian, 23.9.2026, S. 6 — „Unite against menace of Iran, Trump…“

The Guardian, 23.9.2026, S. 7 — „Iran ready to reopen strait of…“

The Guardian, 23.9.2026, S. 7 — „Trump choosing this forum to threaten…“

The Guardian, 23.9.2026, S. 55 — „The Pentagon has a new secret…“

Los Angeles Times, 23.9.2026, S. 1

USA Today, 23.9.2026, S. 25 — „Trump threatens to annihilate Iran; Diplomats…“

USA Today, 23.9.2026, S. 25 — „Trump issues warning on Iran in…“

USA Today, 23.9.2026, S. 28 — „Trump at UN: Cuba, Venezuela, ICC…“

USA Today, 23.9.2026, S. 28 — „Iran-Gulf security proposal and Houthi conflict…“

The Washington Post, 23.9.2026, S. 1 — „Trump rattles saber, says he might…“

The Washington Post, 23.9.2026, S. 1 — „GOP candidates break with president on…“

The Washington Post, 23.9.2026, S. 15 — „The force that sustains the Iranian…“
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Kluft im Wahlverhalten untersucht: Frauen tendieren zunehmend nach links,

Männer nach rechts, was mit strukturellen Faktoren wie Lohnungleichheit und

unbezahlter Care-Arbeit erklärt und explizit mit einem vergleichbaren Trend in den

USA verglichen wird. Die Washington Post schließlich blickt von außen auf das

Geschehen und deutet die gleichzeitigen Gewinne von AfD und Die Linke als

Ausdruck einer breiten anti-elitären Unzufriedenheit mit wirtschaftlicher Stagnation

und der Politik der Mitte, statt sich - wie die deutschen Quellen - mit Fragen der

Erinnerungskultur oder der Verantwortung der Wähler zu befassen.

Quellen: Die Welt, Süddeutsche Zeitung, The Washington Post

Technologie & Medien 3 Quellen · 2 Sprachen

KI: Energiebedarf, Regulierung und globale Risiken

Die Berichterstattung zu diesem Thema zerfällt in drei Stränge, innerhalb derer die

Quellen zudem unterschiedliche Akzente setzen. Beim Thema Energie bietet Die

Welt zwei sich ergänzende Perspektiven: Ein Beitrag argumentiert, die Angst vor

einem unstillbaren Energiehunger der KI sei übertrieben, da Rechenzentren nur

einen kleinen Teil des globalen Energiebedarfs ausmachten und KI selbst helfen

könne, Energie einzusparen. Ein zweiter Beitrag widmet sich dem innenpolitischen

Preis dieser Entwicklung und warnt, dass Trumps unkritische Förderung des

Rechenzentren-Ausbaus - gerechtfertigt als Notwendigkeit im Wettlauf mit China -

ausgerechnet seine eigene Wählerbasis verprellen könnte, die mit steigenden

Strom- und Wasserpreisen und lokalen Belastungen konfrontiert ist. Bei

            Quellenangaben (6)

Die Welt, 23.9.2026, S. 1 — „Zippert Zappt“

Die Welt, 23.9.2026, S. 2 — „Der neue politische Analphabetismus“

Die Welt, 23.9.2026, S. 5 — „Bei der SPD brechen die Dämme“

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 4 — „Unmündige Bürger“

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 9 — „Wenn Frauen nicht gegen ihre Interessen…“

The Washington Post, 23.9.2026, S. 10
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Regulierung und globalen Risiken verfolgt die Los Angeles Times einen

lösungsorientierten, top-down geprägten Ansatz: Ein Meinungsbeitrag drängt

Trump und Xi, ihre außergewöhnliche persönliche Autorität zu nutzen, um trotz

tiefem gegenseitigem Misstrauen zumindest vertrauensbildende Maßnahmen wie

eine KI-Krisenhotline zu vereinbaren, während ein weiterer Beitrag vorschlägt, dass

sich die KI-Konzerne selbst nach dem Vorbild der Atomindustrie - konkret der nach

dem Unfall von Three Mile Island gegründeten Aufsichtsinstitution - eine

Selbstregulierung auferlegen, da staatliches Handeln zu langsam und zu schwach

sei. Die Washington Post wiederum nimmt eine skeptischere, gewissermaßen

metaebene Haltung gegenüber der Debatte selbst ein: Ein Artikel kritisiert, dass

unüberprüfbare Extinktionsszenarien die politische Diskussion in Washington

zunehmend dominieren und dabei greifbarere, testbare Risiken in den Hintergrund

drängen, während ein leichterer Begleitbeitrag mit der Analogie zum Schach

argumentiert, KI werde die Mathematik demokratisieren statt sie zu zerstören.

Quellen: Die Welt, Los Angeles Times, The Washington Post

Innenpolitik 3 Quellen · 2 Sprachen

Pressefreiheit unter der Trump-Regierung

Los Angeles Times und Süddeutsche Zeitung beschreiben beide die Trump-

Regierung als ernsthafte Bedrohung der Pressefreiheit, wählen dabei aber

unterschiedliche Schwerpunkte. Die Los Angeles Times betont die

unternehmensstrukturelle Seite: Ein Beitrag hinterfragt die tatsächliche

            Quellenangaben (6)

Die Welt, 23.9.2026, S. 7 — „Warum Trumps Wähler keine Rechenzentren mögen“

Die Welt, 23.9.2026, S. 9 — „Die Mär vom unstillbaren Energiehunger der…“

Los Angeles Times, 23.9.2026, S. 15 — „The AI deal only Trump and…“

Los Angeles Times, 23.9.2026, S. 15 — „There's precedent for regulating AI —…“

The Washington Post, 23.9.2026, S. 13 — „Is this how the world ends?…“

The Washington Post, 23.9.2026, S. 15 — „Chess masters know why math isn't…“
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Unabhängigkeit des neu geschaffenen Aufsichtsgremiums für die fusionierte

Paramount-Warner-Bros.-Discovery-Einheit, da dieses letztlich dem Ellison-

kontrollierten Vorstand rechenschaftspflichtig bleibe; ein weiterer Artikel wertet die

Kartellklagen mehrerer Bundesstaaten gegen die Paramount-Skydance-Fusion als

wegweisenden Beleg dafür, dass Bundesstaaten der Konzernmacht ein

Gegengewicht setzen können. Ein pointierter Meinungsbeitrag verurteilt zudem den

vom Weißen Haus verhängten Zugangsbann gegen bestimmte Medien als

gravierenden Angriff auf die Pressefreiheit und merkt süffisant an, das eigentliche

Problem sei weniger "Fake News" als ein "gefälschter" Präsident. Die Süddeutsche

Zeitung verfolgt eine ähnliche Sorge, allerdings mit deutlich schärferer Rhetorik:

Trumps Umgang mit der Presse sei "ein Angriff ohne Beispiel" in der modernen US-

Geschichte; ein weiterer Artikel schildert, wie der Entzug der Akkreditierungen von

CNN, MS Now und Politico sogar den Konkurrenzsender Fox News zur Solidarität

bewegte. Zudem weitet die Süddeutsche Zeitung das Thema auf den benachbarten

Konflikt um das Kennedy Center aus und porträtiert die Kongressabgeordnete

Joyce Beatty wohlwollend als einsame Widerstandsstimme gegen Trumps

Übernahmeversuch. The Washington Post greift den Kennedy-Center-Streit aus

einer ganz anderen Perspektive auf: nicht als Frage der Pressefreiheit, sondern als

persönliches Gleichnis über kontrollierendes Geben - Trumps Versuch, die

Bedingungen der Renovierung zu diktieren, wird mit einem belastenden

"Familienkredit" verglichen und damit eher als persönliche Anmaßung denn als

institutionell-politisches Problem gerahmt.

Quellen: Los Angeles Times, Süddeutsche Zeitung, The Washington Post
            Quellenangaben (7)

Los Angeles Times, 23.9.2026, S. 11 — „Skepticism over plan to create oversight…“

Los Angeles Times, 23.9.2026, S. 14 — „A truly free press is indispensable“

Los Angeles Times, 23.9.2026, S. 20 — „States' battle was about more than…“

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 4 — „Ein Angriff ohne Beispiel“

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 4 — „Joyce beatty will das Kennedy Center…“

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 19 — „US-Sender schränken Trump-Berichterstattung ein“

The Washington Post, 23.9.2026, S. 14
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Innenpolitik 2 Quellen · 1 Sprache

Berliner Wahlen: Aufstieg der Linken und politischer Schock

Die Berichterstattung über den Aufstieg der Linken in Berlin fällt je nach Zeitung

sehr unterschiedlich aus. Die Welt veröffentlicht mehrere Beiträge in deutlich

alarmiertem Ton: Die Polizei wird als geschockt über das Wahlergebnis dargestellt,

CSU-Chef Söder nutzt den Moment, um ein Ende der Finanztransfers an ein

angeblich von Schwäche und Fehlpolitik regiertes Berlin zu fordern, und ein

scharfer Meinungsbeitrag bezeichnet das Bündnis der Linken mit Clan-Kriminellen

und Hamas- beziehungsweise PFLP-nahen Aktivisten als „Allianz mit dem Hass“, die

den Feinden der offenen Gesellschaft Tür und Tor öffne. Der rote Faden dieser

Artikel: Die Partei habe einen pragmatischen Linkskurs zugunsten einer

gefährlichen Koalition mit Extremisten und Antisemiten aufgegeben. Die

Süddeutsche Zeitung urteilt zwar ebenfalls kritisch, jedoch differenzierter und

zurückhaltender. Ein Beitrag geißelt eine gewaltverherrlichende, kriegslüsterne

Rhetorik innerhalb der Linken zum Thema Israel/Palästina und bezeichnet die

Forderung, Tel Aviv solle „wieder in palästinensische Hand“ übergehen,

ausdrücklich als Aufruf zur Vertreibung - betont aber zugleich, dass Kritik an Israel

nicht automatisch antisemitisch sei, eine Unterscheidung, die bei Die Welt kaum

auftaucht. Ein zweiter Beitrag der Süddeutschen Zeitung argumentiert eher

sachpolitisch gegen eine Regierungsbeteiligung der Linken: Die Enteignung von

Wohnungsunternehmen wie Vonovia sei rechtlich riskant und schade dem Ruf

Deutschlands als verlässlichem Schutzherrn des Eigentums, weshalb SPD und

Grüne besser mit der CDU koalieren sollten. Während Die Welt den Aufstieg der

Linken also als existenzielle Sicherheits- und Wertefrage inszeniert, behandelt die

Süddeutsche Zeitung ihn eher als Frage politischer Risiken und rhetorischer

Entgleisungen und bewahrt dabei Nuancen, die bei Die Welt weitgehend

verschwinden.

Quellen: Die Welt, Süddeutsche Zeitung
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Innenpolitik 2 Quellen · 1 Sprache

US-Zwischenwahlen 2026: Folgen von Trumps Politik

Bei den Berichten über die Nachwirkungen von Trumps Politik auf die

Zwischenwahlen 2026 zeigen sich zwei unterschiedliche Blickwinkel. Die Los

Angeles Times rückt die moralische Dimension in den Vordergrund und

argumentiert, Trumps offene Aufforderung an seine Anhänger zu "betrügen"

entlarve seine Heuchelei und füge sich in ein langjähriges Muster der Untergrabung

demokratischer Normen und der Rechtsstaatlichkeit ein. Die Washington Post wählt

dagegen eine strategisch-politische Perspektive: Sie sieht die Republikanische

Partei angesichts der Gegenreaktionen auf Trumps Zollpolitik und eine als zu

russlandfreundlich - auf Kosten Kanadas - wahrgenommene Außenpolitik vor einer

"blauen Welle" bei den Zwischenwahlen und wirft der Partei, verkörpert durch J.D.

Vance, vor, keine von Trump unabhängige eigene Identität mehr zu besitzen.

Während die Los Angeles Times also Trumps persönliches Verhalten als Gefahr für

die Demokratie thematisiert, konzentriert sich die Washington Post auf die

wahltaktischen und strukturellen Folgen für die Zukunft der Republikanischen

Partei.

Quellen: Los Angeles Times, The Washington Post

            Quellenangaben (5)

Die Welt, 23.9.2026, S. 1 — „Söder will der Hauptstadt das Geld…“

Die Welt, 23.9.2026, S. 1 — „„Berlin ist gefallen“ – So groß…“

Die Welt, 23.9.2026, S. 7 — „Die linke Allianz mit dem Hass“

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 4 — „Gewaltgeiles Gerede über die Wähler“

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 13 — „Die Linke darf nicht regieren“

            Quellenangaben (2)

Los Angeles Times, 23.9.2026, S. 2

The Washington Post, 23.9.2026, S. 17
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Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Venezuela: Sozialistische Enteignungspolitik

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Artikel vor, aus Die Welt, der eine dezidiert

interpretierende Perspektive auf die Enteignungspolitik unter Hugo Chávez und

Nicolás Maduro einnimmt. Statt die Verstaatlichungen als tatsächliche Wirtschafts-

oder Umverteilungspolitik zu deuten, beschreibt der Beitrag sie vor allem als

Instrument der Machtergreifung und -sicherung, mit dem politische Konkurrenten

ausgeschaltet wurden. Diese Strategie wird als eigentliche Ursache für den

wirtschaftlichen Zusammenbruch Venezuelas und die massenhafte Auswanderung

aus dem Land dargestellt. Da keine weitere Zeitung dieses Thema aufgreift, lässt

sich hier kein Vergleich zu einer abweichenden Einordnung ziehen.

Quellen: Die Welt

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Russland: Putins Herrschaft und Innenpolitik

Zu diesem Thema liegt lediglich eine einzelne Stimme vor: ein Leserbrief von

Mergen Mongush an The Guardian. Statt sich der verbreiteten westlichen Kritik an

Putins Herrschaft anzuschließen, verteidigt Mongush den politischen Kurs

Russlands und argumentiert, die russische Führung habe schrittweise

demokratische Reformen übernommen. Zudem gebe es unter gewöhnlichen

Russen keinerlei echten Wunsch nach Rebellion gegen den Kreml, da diese

traditionell eine fatalistische, nach dem Motto "was sein wird, wird sein" geprägte

Haltung zur Politik pflegten. Da kein weiterer Beitrag dieses Thema aufgreift,

entsteht kein Vergleich zwischen mehreren Quellen - vielmehr steht hier eine

einsame, gegen den kritischen Mainstream der westlichen Presse gerichtete

Verteidigungsposition im Raum.

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 23.9.2026, S. 7
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Quellen: The Guardian

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Psychologie und internationale Politik im Zeitalter Trump

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor: Die Welt veröffentlicht ein Interview mit

dem Psychiater Manfred Lütz, der die internationale Politik durch eine

psychologische Brille betrachtet statt sie schlicht zu berichten. Er argumentiert,

psychologisches Verständnis sei heute zentral für politisches Handeln, und lobt

sowohl Wolodymyr Selenskyj als auch Nato-Generalsekretär Mark Rutte für ihren

aus seiner Sicht klugen, wenn auch selbstverleugnenden Umgang mit Donald

Trump - Rutte etwa bezeichnet er als "heldenhaft", weil dieser unter Verzicht auf

jede Selbstachtung Trump umschmeichle und damit die Nato gerettet habe.

Gleichzeitig sieht Lütz die regelbasierte internationale Nachkriegsordnung

zunehmend erodieren. Da kein weiteres Medium diese Perspektive aufgreift, lässt

sich kein Vergleich zu anderen Quellen ziehen; die Deutung bleibt eine singuläre,

eigenständige Stimme im Diskurs.

Quellen: Die Welt

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

UN und globaler Multilateralismus

Zu diesem Thema berichtet ausschließlich The Guardian, dessen zwei Artikel als

eine einzige Stimme zur Rede von UN-Generalsekretär António Guterres zu

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 23.9.2026, S. 49

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 23.9.2026, S. 15
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verstehen sind. Gemeinsam zeichnen sie das Bild eines Guterres, der vor einem

drohenden „großen Bruch" zwischen rivalisierenden Machtblöcken warnt und

betont, dass weder militärische, wirtschaftliche noch technologische Macht allein

Frieden oder Sicherheit garantieren könne. Der erste Beitrag konzentriert sich auf

das grundsätzliche Plädoyer für eine Reform des multilateralen Systems hin zu

größerer Repräsentativität, während der zweite die praktischen Konsequenzen

ausführt: Guterres kritisiert darin ausdrücklich die israelische Siedlungserweiterung

im Westjordanland sowie die russische Invasion der Ukraine als Verstöße gegen das

Völkerrecht, die Rechenschaft erfordern, und warnt davor, Macht „jenseits des

Rechts" oder mit doppelten Standards auszuüben. Die beiden Artikel ergänzen sich

somit - vom grundsätzlichen Befund zur konkreten Anwendung.

Quellen: The Guardian

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Großbritannien: EU-Beziehungen und Parteipolitik

Alle vier Beiträge stammen aus dem Guardian, nähern sich dem Thema jedoch aus

recht unterschiedlichen Blickwinkeln. Eine satirische Skizze über das Treffen von

Andy Burnham mit Trump zeichnet den US-Präsidenten als unberechenbares,

kindliches "King Baby" und deutet Burnhams schmeichelndes Überstehen der

Begegnung als bescheidenen Erfolg - Europa kommt darin nur beiläufig vor. Ein

zweiter Beitrag widmet sich direkt den britisch-europäischen Beziehungen und

berichtet, dass Burnham als Premierminister unter Druck steht, einen EU-Beitritt in

Erwägung zu ziehen, dabei aber betont, an Keir Starmers roten Linien festzuhalten

und sich gegen die europäische "Made in Europe"-Gesetzgebung zu stellen, die der

britischen Industrie schaden könnte - eine Haltung, die Großbritannien als Partner

und nicht als Gegner Europas darstellen soll. Die beiden übrigen Texte, aus

            Quellenangaben (2)

The Guardian, 23.9.2026, S. 4 — „Superpowers cannot save humanity alone –…“

The Guardian, 23.9.2026, S. 5 — „Guterres UN speech on multilateralism, Gaza…“
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derselben Kolumne, verlagern den Blick auf die innenpolitische Parteiebene: Sie

argumentieren, dass Ed Daveys unauffällige, wenig bedrohlich wirkende Führung

der Liberaldemokraten gerade für taktisches Wählen gegen Reform UK und Farage

von Vorteil sein könnte, warnen aber, dass die Kombination aus dem Versprechen

eines Wiedereintritts in den EU-Binnenmarkt mit widersprüchlichen Steuer- und

Wachstumsversprechen ein riskantes Wagnis sei. Während der Nachrichtenbeitrag

die Europafrage also als außenpolitische Image-Angelegenheit rahmt, deuten die

Meinungsbeiträge sie als innenpolitisches Wahlkalkül um, das auf der Psychologie

taktisch wählender Bürger beruht.

Quellen: The Guardian

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Rassismus und Konsumkultur in China

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag der Süddeutschen Zeitung vor, der sich

mit dem viralen Trend in China auseinandersetzt, bei dem schwarze Babypuppen

namens "Natasha" misshandelt werden. Der Artikel argumentiert, dass dieses

Phänomen einen tief verwurzelten Rassismus gegenüber Schwarzen innerhalb der

chinesischen Gesellschaft selbst widerspiegelt und nicht bloß ein Ausläufer

westlicher kolonialer Einflüsse sei. Kritisiert werden chinesische Behörden und

Medien dafür, die Debatte auf Fragen der Kindersicherheit zu verengen und die

rassistische Dimension herunterzuspielen oder auszublenden - gestützt auf die

Einschätzung von Human Rights Watch, die von einem "tiefgreifenden

Rassismusproblem" im Land spricht. Da keine weitere Quelle über das Thema

berichtet, gibt es keinen Vergleich mit einer gegensätzlichen Perspektive - der

            Quellenangaben (4)

The Guardian, 23.9.2026, S. 5 — „Chalk it up as a win,…“

The Guardian, 23.9.2026, S. 5 — „Burnham has said he will stick…“

The Guardian, 23.9.2026, S. 45 — „Davey method may work“

The Guardian, 23.9.2026, S. 46 — „Many doubt the Davey method now,…“
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Beitrag steht als eigenständige, pointierte Kritik an der chinesischen Gesellschaft

und ihrem öffentlichen Diskurs über Rassismus.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

US-Impfpolitik unter Trump und Kennedy

Zu diesem Thema liegt nur ein Beitrag vor, jener der Süddeutschen Zeitung, der

eine deutlich kritische Haltung einnimmt. Der Artikel macht Donald Trump und

Gesundheitsminister Robert F. Kennedy Jr. direkt für den Anstieg der Masernfälle

und -todesfälle in Pennsylvania verantwortlich und wirft ihnen vor, längst

widerlegte impfkritische Thesen verbreitet und damit das Vertrauen der

Öffentlichkeit in die Gesundheitsinstitutionen systematisch untergraben zu haben.

Besonders scharf fällt der Ton dort aus, wo die Zeitung schildert, wie beide jede

Verantwortung für den Ausbruch von sich weisen - Kennedys Beteuerung, damit

nichts zu tun zu haben, wird als geradezu realitätsfern dargestellt.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Ruf nach einem Weltungleichheitsrat

Beide Artikel stammen von der Süddeutschen Zeitung und beleuchten dieselbe

Initiative aus zwei einander ergänzenden Blickwinkeln. Der erste gibt die Position

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 8

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 4
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des Nobelpreisträgers Joseph Stiglitz selbst wieder, der davor warnt, dass

wachsende globale Einkommens- und Vermögensungleichheit nicht nur ein

moralisches Problem sei, sondern langfristig die Wirtschaftsleistung schwäche und

die Demokratie untergrabe; er schlägt ein UN-gestütztes "International Panel on

Inequality" (IPI) vor, das nach dem Vorbild des Weltklimarats IPCC einen

wissenschaftlichen Konsens erarbeiten und so als Grundlage für politische

Entscheidungen dienen soll. Der zweite Artikel weitet die Perspektive, indem er

deutsche Wissenschaftler und Politiker zu Wort kommen lässt, die Stiglitz'

Vorschlag unterstützen - verschiebt dabei aber den Akzent: Das Gremium wird nicht

mehr allein als wissenschaftliches Projekt dargestellt, sondern als strategisches

Instrument, um die Demokratie gegen Extremismus zu stärken und zugleich

Deutschlands eigene wirtschaftliche und politische Interessen zu fördern,

verbunden mit einem direkten Appell an Bundeskanzler Merz, die Initiative bei den

Vereinten Nationen zu unterstützen. Während der erste Beitrag also die

diagnostisch-wissenschaftliche Begründung liefert, macht der zweite daraus eine

konkrete innenpolitische Handlungsaufforderung.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Energie & Umwelt 1 Quelle · 1 Sprache

Deutsche Kraftstoff- und Energiepreispolitik

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, jener der Süddeutschen Zeitung,

der dem Plan der deutschen Koalitionsregierung, eine an Belgien und Luxemburg

angelehnte Kraftstoffpreisdeckelung einzuführen, kritisch gegenübersteht. Statt das

Vorhaben unkommentiert wiederzugeben, warnt die Zeitung, die Sache sei

komplizierter und riskanter, als es die Politik darstelle: Sie bezweifelt, dass das

            Quellenangaben (2)

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 14 — „„Hohe Ungleichheit schwächt langfristig die
Wirtschaftsleistung““

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 14 — „Ein Gremium für mehr Gerechtigkeit“
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belgische Modell tatsächlich niedrigere Preise bringt, und gibt zu bedenken, dass

eine Preisdeckelung in einem ohnehin konzentrierten Markt genau das Gegenteil

bewirken könnte - indem sie zum Koordinationspunkt für hohe Preise wird oder die

Versorgungssicherheit gefährdet. Da keine weitere Quelle über das Thema

berichtet, lässt sich kein Vergleich zwischen Zeitungen ziehen, doch die

Süddeutsche Zeitung sticht mit ihrer skeptischen, warnenden Einordnung einer

sonst gern als verbraucherfreundlich präsentierten Maßnahme hervor.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Trumps Sicherheitsrhetorik in der Innenpolitik

Beide Beiträge stammen von USA Today und beleuchten dieselbe Entwicklung aus

zwei einander ergänzenden Blickwinkeln. Der erste liefert eine breitere Einordnung:

Er vergleicht, wie viel häufiger und weitreichender Trump sich auf nationale

Sicherheit beruft als seine Vorgänger - etwa bei einem Triumphbogen, Zöllen oder

Truppenverlegungen - und verweist auf wachsenden Widerstand gegen dieses

Muster. Der zweite Artikel verengt den Blick auf einen konkreten Fall und gibt vor

allem Kritikern Raum, die Trump vorwerfen, das Militär und die Sicherheitsrhetorik

bewusst als "Schutzschild" einzusetzen, um Projekte wie den Ballsaal und den

Bogen im Weißen Haus vor juristischer und öffentlicher Kontrolle abzuschirmen -

mit der Warnung, dies untergrabe das Vertrauen in staatliche Institutionen.

Während der erste Text also ein politisches Grundmuster analysiert, unterstellt der

zweite ein gezieltes, persönliches Kalkül dahinter und fällt insgesamt schärfer und

anklagender aus.

Quellen: USA Today

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 23.9.2026, S. 6
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Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Unabhängige im US-Kongress und die Krise des
Zweiparteiensystems

Zu diesem Thema liegt lediglich eine einzige Quelle vor. The Washington Post

veröffentlicht einen Meinungsbeitrag von Joe Manchin, der aus seiner eigenen

Erfahrung als unabhängiger Senator argumentiert, das amerikanische

Zweiparteiensystem sei kaputt und strukturell gegen unabhängige Kandidaten

ausgerichtet. Seine Perspektive ist persönlich und von innen heraus formuliert,

nicht die einer distanzierten Analyse: Er stellt eine stärkere unabhängige Vertretung

im Kongress nicht als Quelle politischer Lähmung dar, sondern als Freiheit und

Hebelwirkung, die es ermögliche, beide Lager tatsächlich zusammenzubringen. Da

keine weitere Zeitung das Thema aufgreift, gibt es keine gegenläufige Einordnung,

mit der sich dieser Beitrag vergleichen ließe.

Quellen: The Washington Post

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

US-Debatte über Geschlechterrollen und Familienpolitik

Beide Beiträge stammen von USA Today, verfolgen aber deutlich unterschiedliche

Stoßrichtungen in der Debatte um Geschlechter- und Familienpolitik. Der eine

Beitrag stellt die feministische Deutung selbst in Frage und argumentiert, das

Patriarchat sei in den USA faktisch im Rückgang, während seine Erklärungskraft

            Quellenangaben (2)

USA Today, 23.9.2026, S. 25 — „Trump uses national security to move…“

USA Today, 23.9.2026, S. 28 — „Trump's national security shield strategy criticized“

            Quellenangaben (1)

The Washington Post, 23.9.2026, S. 15
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paradoxerweise zunehme; die Klagen von Frauen über Männer seien eher Ausdruck

von Statusangst und durch soziale Medien geschürter emotionaler Erregung als

Ausdruck tatsächlicher Unterdrückung - eine skeptische Haltung gegenüber

gängigen Erzählungen der Geschlechterpolitik. Der andere Beitrag nimmt eine klar

parteipolitische, entgegengesetzte Perspektive ein und kritisiert den Plan von

Vizepräsident Vance, Mittel für Kinderbetreuung in Zahlungen an zu Hause

bleibende Eltern umzuleiten, als gezielten Versuch, Frauen aus dem Arbeitsmarkt zu

drängen; der Text deutet dies nicht als Familienförderung, sondern als Schritt in

Richtung einer autoritären Sozialtechnik. Innerhalb derselben Zeitung stehen sich

damit ein Beitrag, der die Prämisse anhaltender patriarchaler Unterdrückung

anzweifelt, und ein Beitrag, der vor einer politisch verordneten Wiederkehr genau

dieses Patriarchats warnt, gegenüber.

Quellen: USA Today

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Frauengesundheit und globale Philanthropie

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Artikel der Washington Post vor, sodass sich

kein Vergleich zwischen unterschiedlichen Quellen ziehen lässt. Der Beitrag

bewertet die Neuausrichtung der Philanthropie von Melinda French Gates hin zur

Erforschung und Versorgung der Frauengesundheit in den Wechseljahren positiv

und stellt sie als Korrektur einer seit Langem vernachlässigten medizinischen

Forschungslücke dar. Bemerkenswert ist, dass der Artikel nicht bei bloßem Lob für

die private Initiative stehen bleibt, sondern eine klare Position bezieht, wonach

auch öffentliche Investitionen notwendig seien, um private Philanthropie zu

ergänzen statt zu ersetzen.

            Quellenangaben (2)

USA Today, 23.9.2026, S. 7 — „Patriarchy is fading in U.S., so…“

USA Today, 23.9.2026, S. 7 — „Families need more childcare choices. Vance…“
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Quellen: The Washington Post

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Dämmerung der autokratischen Führung

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. The Washington Post stellt sich gegen

das gängige Bild von Trump, Xi und Putin als übermächtige starke Männer und

argumentiert stattdessen, dass ihr fortgeschrittenes Alter, anhaltende

Spekulationen über ihren Gesundheitszustand sowie eine Reihe strategischer

Fehleinschätzungen - etwa in der Ukraine, im Iran, bei Grönland und im Taiwan-

Konflikt beziehungsweise im Südchinesischen Meer - eher auf eine "Dämmerung"

als auf einen Höhepunkt autokratischer Herrschaft hindeuten. Aus dieser Schwäche

leitet der Beitrag die These ab, dass Mittelmächte wie Kanada in das entstehende

Machtvakuum vorstoßen könnten. Da keine weitere Zeitung dieses Thema aufgreift,

lässt sich kein Vergleich zwischen unterschiedlichen Einschätzungen ziehen -

bemerkenswert ist jedoch, dass die Analyse bewusst gegen die sonst übliche

Erzählung von der ungebrochenen Stärke dieser drei Führer argumentiert.

Quellen: The Washington Post

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Arbeitsrechte von College-Sportlern in den USA

Zu diesem Thema liegt allein ein Beitrag der Washington Post vor, der sich klar für

Kollektivverhandlungen zwischen College-Sportlern und ihren Hochschulen

            Quellenangaben (1)

The Washington Post, 23.9.2026, S. 17

            Quellenangaben (1)

The Washington Post, 23.9.2026, S. 17
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ausspricht. Der Autor argumentiert, dass einseitige Bundesgesetzgebung, die den

Universitäten rechtlichen Schutz verschafft, ohne den Sportlern eine echte

Vertretung einzuräumen, keine dauerhafte Lösung für den College-Sport bieten

kann. Stattdessen wird das Modell des Tarifverhandelns als etabliertes rechtliches

Verfahren dargestellt, mit dem Athleten - de facto als Arbeitnehmer betrachtet -

über die für sie geltenden Regeln mitverhandeln und sich Gehör verschaffen

könnten. Da keine weitere Quelle über dieses Thema berichtet, gibt es keinen

Vergleich mit einer gegenläufigen Position; es handelt sich um ein einzelnes,

pointiertes Plädoyer für die Verhandlung statt der einseitigen gesetzlichen Regelung

von Arbeitsrechten im College-Sport.

Quellen: The Washington Post

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Nachhaltigkeit und Ideologie im Schulunterricht

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, aus Die Welt, der die Debatte als

Frage ideologischer Überformung des deutschen Schulunterrichts rahmt. Der Autor

argumentiert, dass Nachhaltigkeits- und Klimathemen im Lehrplan zunehmend

moralisierend statt bildend vermittelt würden, wodurch wirtschaftliches

Grundwissen und echte Meinungsvielfalt zu kurz kämen. Sein Kernsatz - Schule

solle lehren, wie man sich eine Meinung bildet, nicht welche Meinung man haben

soll - macht den Text zu einer dezidiert kritischen Stimme gegenüber progressiven

Lehrplanreformen. Da keine andere Zeitung dieses Thema aufgreift, steht diese

Position hier ohne Gegenstimme oder Ergänzung aus einer anderen Quelle im

Raum.

Quellen: Die Welt

            Quellenangaben (1)

The Washington Post, 23.9.2026, S. 27
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            Quellenangaben (1)

Die Welt, 23.9.2026, S. 1
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